
587 Verfolgung von Verfehlungen § 1

Verletzungen können ausnahmsweise unbe­
rücksichtigt bleiben, wenn die erneute Tat 
in keinem inneren Zusammenhang zu ihnen 
steht. Das gilt auch für solche Straftaten 
und Verfehlungen, die lange Zeit zurück­
liegen, vorausgesetzt» daß die neue Tat ins­
gesamt unbedeutend ist.
7. Bei Beleidigung und Verleumdung 
schließt der Umstand, daß jsich der Täter 
schon einmal wegen einer Beleidigung oder 
Verleumdung — sei es als Verf ehlung oder 
als Vergehen — vor einem gesellschaftlichen 
oder staatlichen Gericht zu verantworten 
hatte, nicht generell aus, daß die neue Be­
leidigung als Verfehlung behandelt "wird. 
Richtet sich diese jedoch gegen denselben 
Bürger, so können je nach ihrem Inhalt die 
Rechte des Geschädigten damit schwerwie­
gend verletzt sein. Ebenso kann in der Wie­
derholung ein solches Maß an Uneinsichtig- 
keit und gemeinschaftsstörender Hartnäk- 
kigkeit liegen, daß von der Persönlichkeit 
des Täters her die Tat als schwerwiegende 
Verletzung der Beziehungen zwischen den 
Menschen zu beurteilen und als Vergehen 
zu ahnden ist.
Wurde mehrfach Hausfriedensbruch began­
gen, ergibt sich die Abgrenzung gegenüber 
den als Vergehen zu beurteilenden Fällen 
aus § 134 Abs. 2 StGB. Stellt das gesell­
schaftliche Gericht eine mehrfache oder ge­
waltsame Begehungsweise fest, ist die Sa­
che der Deutschen Volkspolizei zur weite­
ren Bearbeitung zu übermitteln.

*
8. Nach Abs. 3 beträgt die Verjährungs­
frist sechs Monate. Die Verjährungsbestim­
mungen des StGB werden nicht angewen­
det. Nach dieser Zeit sind wegen dèr Ver­
fehlung keinerlei Maßnahmen gegen den 
Rechtsverletzer mehr zulässig. Das gilt auch 
für die Fälle, in denen die Verfehlung zu­
gleich eine Disziplinarverletzung ist. 
Hiervon zu unterscheiden ist die besondere 
Frist von einem Monat zur Stellung eines

Antrags bei gesellschaftlichen Gerichten 
wegen Beleidigung und Verleumdung so­
wie Hausfriedensbruch, die aber nur für 
diese Fälle gilt (§30 Abs. 3 SchKO, §32 
Abs. 3 КЙО). Bei Eigentumsverfehlungen 
sind Antrags- und Verjährungsfrist iden­
tisch.

9. Verfehlungen sind durch die Deutsche 
Volkspolizei zu untersuchen (§ 100 StPO). 
Diese Untersuchungspflicht ist jedoch nicht 
so umfassend wie die Verpflichtung zur 
Aufklärung von Straftaten. Deshalb ist das 
Untersuchen von Verfehlungen nicht mit 
dem Verfahren zur Aufklärung von Straf­
taten, dem Ermittlungsverfahren, gleichzu­
setzen. Die Untersuchung von Verfehlun­
gen erfolgt nach den Grundsätzen des § 95 
StPO über die Prüfung von Anzeigen und 
Mitteilungen innerhalb der dafür geltenden 
Fristen. Die Einleitung eines Ermittlungs­
verfahrens wegen einer Verfehlung ist 
ausgeschlossen. Von den im Ermittlungs­
verfahren zulässigen strafprozessualen 
Zwangsmaßnahmen sind gestattet:
— die Beschlagnahme von Gegenständen 

und Aufzeichnungen, diç als Beweis­
mittel bedeutsam sind oder nach den 
gesetzlichen Bestimmungen eingezogen 
werden können (§ 108 Abs. 1 Ziff. 1 
StPO) und

— die Durchsuchung eines Verdächtigen 
zum Zwecke der Beschlagnahme von 
Gegenständen und Aufzeichnungen 
(§ 108 Abs. 2 StPO).

Bei Eigentumsverfehlungçn Jugendlicher 
ist mit den Organen der Jugendhilfe, den 
Eltern und anderen Erziehungsträgern zu­
sammenzuarbeiten. Nach Klärung des 
Sachverhalts, der Umstände der Tat, des 
entstandenen oder beabsichtigten Schadens 
und der Persönlichkeit des Jugendlichen ist 
zu prüfen, welche staatliche oder gesell­
schaftliche Reaktion die geeignetste ist.

§ 2

(1) Wegen Verfehlungen, die zugleich Disziplinarverietzungen sind, soll der Rechts­
verletzer disziplinarisch zur Verantwortung gezogen werden, soweit dies rechtlich zu-
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